
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. André Hahn, Gökay Akbulut, Dr. Birke Bull-
Bischoff, Anke Domscheit-Berg, Sylvia Gabelmann, Jutta Krellmann, Niema 
Movassat, Norbert Müller (Potsdam), Zaklin Nastic, Petra Pau, Martina Renner, 
Dr. Petra Sitte, Kersten Steinke, Friedrich Straetmanns, Dr. Kirsten Tackmann, Pia 
Zimmermann und der Fraktion DIE LINKE.

Erfahrungen mit der Corona-Warn-App

Im Sommer 2020 wurde die sogenannte Corona-App der Öffentlichkeit vorge-
stellt. Sie soll die Unterbrechung von Infektionsketten erleichtern.
Auch wenn die App wichtige datenschutzrechtliche Voraussetzungen erfüllt, 
insbesondere die Anonymität der Nutzer wahrt und auf eine zentrale Datenspei-
cherung verzichtet, hätten die Fragestellerinnen und Fragesteller eine gesetzli-
che Regelung vorgezogen. Damit könnte man rechtlich verbindlich festschrei-
ben, dass die wesentlichen Funktionen der App nicht im Nachhinein geändert 
werden.
Eine gesetzliche Regelung hätte auch die Freiwilligkeit der Nutzung festschrei-
ben können. Die Bundesregierung hat es hier bei unverbindlichen Meinungs-
äußerungen belassen. So erklärte der Bundesminister des Innern, für Bau und 
Heimat Horst Seehofer: „Was ich nicht möchte, dass man von einer Freiwillig-
keit spricht, aber so viele Anreize diskutiert, dass man nun von der Freiwillig-
keit nicht mehr reden kann“ (https://www.sueddeutsche.de/digital/tracing-app-g
ithub-konzept-sap-telekom-1.4907097), und der Regierungssprecher Steffen 
Seibert betonte, für die Bundesregierung bedeute Freiwilligkeit, dass durch die 
Nichtnutzung keine Nachteile entstünden. „Und für uns gehört eigentlich dazu 
auch, dass man nicht belohnt wird“ (https://www.spiegel.de/netzwelt/apps/coro
na-warn-app-regierungssprecher-steffen-seibert-schliesst-zwang-zur-nutzung-a
us-a-eb44e711-113a-41e9-b8ee-cf2d0551b7c8).
Tatsächlich ist die Befürchtung, dass Personen, die die App nicht installiert ha-
ben, Nachteile erfahren, nicht aus der Luft gegriffen, wie Diskussionen um pri-
vilegierten bzw. exklusiven Zugang etwa zu Geschäften oder Dienstleistungen 
belegen (vgl. https://www.wiwo.de/politik/deutschland/freytags-frage-was-pass
iert-mit-denen-die-die-corona-warn-app-nicht-installieren/25930122.html). 
Mitte August 2020 wurde publik, dass ein Campingplatzbetreiber in Nieder-
sachsen bevorzugt Camperinnen und Camper mit App übernachten lässt und 
solche ohne App in der Regel ablehnt (https://www.ndr.de/nachrichten/niedersa
chsen/oldenburg_ostfriesland/Krummhoern-Campingplatz-macht-Corona-App-
zur-Pflicht,coronaapp154.html). Eine gesetzliche Regelung hätte solch einen 
Umgang sanktionieren können. Sollte dieses Beispiel Schule machen, könnte 
dies auf einen weitgehenden Ausschluss von App-Abstinenzlern (sowie von 
Menschen, die kein oder nur ein älteres Smartphone besitzen) aus dem gesell-

Deutscher Bundestag Drucksache 19/22372
19. Wahlperiode 14.09.2020



schaftlichen Leben hinauslaufen. Die faktische Unterwanderung der Freiwillig-
keit wiederum könnte die Akzeptanz der App senken.
Auch eine Serie von Pannen und Kommunikationsfehlern führt aus Sicht der 
Fragestellerinnen und Fragesteller dazu, dass das Vertrauen der Bevölkerung in 
die App nachlässt. Abgesehen von Anfangsschwierigkeiten in den ersten Wo-
chen der Bereitstellung, wird derzeit in den Medien vielfach über schwer ver-
ständliche Risikowarnungen berichtet (etwa wenn die App eine Risikobegeg-
nung mitteilt, aber zugleich angibt, es bestehe kein erhöhtes Risiko). Zudem 
stellt eine Studie der School of Computer Science & Statistics des Trinity Col-
lege in Dublin von Ende Juni 2020 die Wirksamkeit der App in öffentlichen 
Verkehrsmitteln infrage. Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass, wenn man 
die deutschen Vorgaben zur Kontaktverfolgung anwende, die Corona-App in 
metallverkleideten Straßenbahnen keine Risikobegegnungen anzeige (https://
www.scss.tcd.ie/Doug.Leith/pubs/luas.pdf). Gegenüber der „tageszeitung“ gab 
das Robert Koch-Institut (RKI) zwar an, „in verschiedenen Szenarien“ – „Party, 
Supermarkt, ICE“ – seien 80 Prozent der Begegnungen korrekt erfasst worden 
(https://taz.de/Studie-ueber-Corona-App/!5702861&s=corona+app/), aus dem 
Bericht geht aber nicht hervor, ob die 80 Prozent auch im ICE erfasst wurden, 
oder ob es sich bei der Zahl lediglich um einen Durchschnitt handelt. Zudem 
deutet die „tageszeitung“ an, die App sei gar nicht in einem richtigen ICE ge-
testet worden, sondern es seien lediglich Sitze in einer Halle nachgestellt wor-
den.
Die Fragestellerinnen und Fragesteller möchten hervorheben, dass sie Maßnah-
men zur Eindämmung der Corona-Pandemie grundsätzlich für richtig halten, 
aber besorgt darüber sind, dass eine schlechte politische Kommunikation zu 
Funktion und Nutzen der Maßnahmen bzw. ihre widersprüchliche Handhabung 
ihre gesellschaftliche Akzeptanz untergraben könnte. Dies gilt beispielsweise 
auch für die Pflicht von Gaststätten, Anwesenheitslisten der Gäste zu führen. 
Begründet wurde dies damit, es erleichtere die Nachverfolgung von Infektions-
ketten. In einigen Bundesländern können diese Listen aber nun auch von der 
Polizei eingesehen werden. Aus Sicht der Fragestellerinnen und Fragesteller 
widerspricht dies dem Gebot der Zweckbindung erhobener Daten eklatant und 
untergräbt die Akzeptanz dieser Maßnahme. Sie befürchten, dass solche Ent-
wicklungen den sogenannten Corona-Leugnern und Verschwörungstheoretikern 
nutzen.

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Welche Bedeutung misst die Bundesregierung der in der Vorbemerkung 

der Fragesteller erwähnten Studie der School of Computer Science & Sta-
tistics bei, und welche Schlussfolgerungen zieht sie daraus?

 2. Ist die Zuverlässigkeit der Corona-Tracing-App in öffentlichen Verkehrs-
mitteln nach Kenntnis der Bundesregierung eingeschränkt, und wenn ja, in 
welchem Umfang, und inwiefern lässt sich dieser Nachteil beheben?

 3. Trifft es zu, dass die App nicht in einem ICE, sondern in einer Halle getes-
tet wurde?

 4. Wie zuverlässig erfasst die App nach Kenntnis der Bundesregierung Ri-
sikobegegnungen (bitte möglichst prozentuale Werte angeben), abhängig 
von unterschiedlichen Szenarien (bitte nach Party, Supermarkt und ICE 
bzw. ähnlichen und weiteren Szenarien einzeln aufgliedern), und welche 
Rolle spielen diese Orte bzw. Szenarien nach Kenntnis der Bundesregie-
rung bei der Übertragung der Corona-Infektionen?

Drucksache 19/22372 – 2 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



 5. Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung andere Orte, an denen die Zu-
verlässigkeit der App eingeschränkt ist, und wenn ja, welche, was sind die 
Gründe hierfür, und welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung 
daraus?

 6. Kann die Bundesregierung verstehen, dass Meldungen der App, wonach 
eine Risikobegegnung stattgefunden habe, zugleich aber das Risiko für ge-
ring eingeschätzt wird, Verunsicherung bei den Nutzerinnen und Nutzern 
hervorrufen (vgl. z. B. hier https://www.zdf.de/nachrichten/politik/corona-
app-risikoanalyse-100.html), und inwiefern hält sie hier eine Änderung der 
Konfiguration bzw. wenigstens der Kommunikation für angezeigt?

 7. Kann die Bundesregierung trotz der datenschutzrechtlichen Sicherungen 
der Corona-Tracing-App Angaben, die über die Veröffentlichungen auf der 
Homepage des RKI hinausgehen (https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/
N/Neuartiges_Coronavirus/WarnApp/Kennzahlen.pdf?__blob=publication
File), zu den bisherigen Erfahrungen mit ihr machen, insbesondere dazu, 
inwieweit sie die Unterbrechung von Infektionsketten tatsächlich (konkret) 
erleichtert hat (bitte ggf. ausführen)?
Wie interpretiert sie die vom RKI veröffentlichten Zahlen zur App?

 8. Welche Kenntnis hat die Bundesregierung bezüglich der Erfahrungen an-
derer EU-Staaten, die ebenfalls Tracing-Apps anbieten, mit deren Funk-
tionsweise und konkretem Nutzen (bitte nach Möglichkeit ausführen, in 
welchen Szenarien sie sich in diesen Ländern besonders bewährt, in wel-
chen Szenarien eher nicht, und inwiefern sich die Kriterien für Risiko-
anzeigen von den deutschen unterscheiden)?

 9. Mit welchen Apps anderer Staaten ist die deutsche Corona-Warn-App bis-
lang interoperabel?

10. Mit welchen Apps anderer Staaten wird eine Interoperabilität angestrebt, 
und wann rechnet die Bundesregierung mit der Umsetzung (bitte nach 
Ländern bzw. Apps aufschlüsseln)?

11. Was ist der Bundesregierung über den Stand der Umsetzung der im Juni 
2020 von der EU-Kommission angekündigten gemeinsamen technischen 
Infrastruktur für grenzüberschreitende Kontaktverfolgung durch Corona-
Warn-Apps bekannt, und wann wird diese für die Nutzerinnen und Nutzer 
zur Verfügung stehen (https://netzpolitik.org/2020/europaweite-loesung-
laesst-auf-sich-warten/)?

12. Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus Berichten über 
die Entscheidung des in der Vorbemerkung der Fragesteller erwähnten 
Campingplatzbetreibers, nur noch Personen aufzunehmen, die die Tracing-
App installiert haben?

13. Sind der Bundesregierung Berichte über weitere Fälle bekannt, in denen 
Unternehmen (Beherbergungsbetriebe, Gaststätten, Geschäfte, Freizeit-
parks usw.) einen privilegierten oder gar exklusiven Zugang für Personen 
anbieten, die die App installiert haben (bitte ggf. konkret ausführen), und 
wenn ja, welche Schlussfolgerungen zieht sie daraus?

14. Sind der Bundesregierung Berichte über Fälle bekannt, in denen Arbeit-
nehmer oder Selbständige von Arbeit- bzw. Auftraggebern aufgefordert 
werden, die App zu installieren (bitte ggf. konkret ausführen), und wenn 
ja, wie bewertet sie diese, und welche Schlussfolgerungen zieht sie da-
raus?

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 3 – Drucksache 19/22372



15. Hält die Bundesregierung angesichts der Berichte über die faktische Unter-
grabung der Freiwilligkeit der App gesetzgeberische Schritte für angera-
ten, um die Freiwilligkeit juristisch zu sichern und Benachteiligungen von 
Personen ohne App ggf. zu sanktionieren (bitte ggf. ausführen und begrün-
den)?

16. Teilt die Bundesregierung die Sorge der Fragestellerinnen und Fragesteller, 
dass die Aushändigung von Gästelisten (von Restaurants, Cafés, Biergär-
ten, Kneipen) an die Polizei bzw. deren Befugnis, diese Listen zu be-
schlagnahmen, sei, weil die Verpflichtung zum Führen solcher Gästelisten 
ursprünglich allein mit der Notwendigkeit der Nachverfolgung von Infek-
tionsketten begründet wurde, geeignet, das Vertrauen der Bürgerinnen und 
Bürger in diese Maßnahme zu beeinträchtigen und sie ggf. zu veranlassen, 
falsche Angaben zu machen, und will sie gemeinsam mit den Ländern da-
rüber beraten, diese Listen vom Zugriff durch die Polizei auszunehmen 
(bitte begründen)?

17. Inwiefern können nach Kenntnis der Bundesregierung auch Geheimdienste 
des Bundes bzw. der Länder Daten aus diesen Gästelisten nutzen?

18. Welche Angaben kann die Bundesregierung dazu machen, inwiefern das 
Führen von Gästelisten bislang bei der Nachverfolgung von Infektionsket-
ten nachweisbar eine wichtige Rolle gespielt hat?
a) Wie viele Fälle gab es, in denen die Gästelisten bei der Nachverfolgung 

die ausschlaggebende Rolle gespielt haben und eine Nachverfolgung 
ohne die Listen kaum möglich gewesen wäre?

b) Inwiefern wirken sich diese Gästelisten spürbar entlastend auf die Ar-
beit der Gesundheitsämter bei der Nachverfolgung aus (bitte möglichst 
konkret beantworten), und in welchem Verhältnis steht dies zu ihrer 
Mehrbelastung?

c) In welchen Situationen bzw. Konstellationen, Orten usw. haben sich 
die Gästelisten als besonders effektiv bei der Nachverfolgung erwiesen 
(bitte ggf. nach Restaurants, Cafés, Kneipen, Biergärten usw. getrennt 
erläutern)?

d) Inwiefern gibt es Erkenntnisse dazu, dass Ansteckungen in Restaurants 
usw. vorrangig unter Menschen stattfinden, die am gleichen Tisch sit-
zen bzw. zusammengehören und ihre Kontakte dem Gesundheitsamt 
mitteilen können, aber eher selten Menschen an anderen Tischen ange-
steckt werden?

e) Welche Kenntnis hat die Bundesregierung zu der Frage, welche Rolle 
Ansteckungen zwischen Servicekräften und Gästen in Gastronomie-
betrieben spielen, und welchen konkreten Nutzen die App in solchen 
Fällen hat?

Berlin, den 7. September 2020

Amira Mohamed Ali, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion
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